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Bankinternes Rating als 
Herausforderung für 

Handwerksunternehmen

Frank Romeike

Seit dem vergangenen Jahr hat sich hinsichtlich der Wirt-

schaftslage im Handwerk nicht viel zum Positiven verändert.

Diesen Eindruck legt zumindest eine aktuelle Untersuchung

von über 3.500 Handwerksunternehmen durch den Verband

der Vereine Creditreform e. V. nahe. Vor diesem Hintergrund

gewinnt die Zusammenarbeit mit der Hausbank sowie die

Vorbereitung auf das bankinterne Rating maßgeblich an Be-

deutung.

Auch wenn mitunter nachpoliert
werden muss: Das Handwerk hat
goldenen Boden
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Auf Grund der schwachen
Wirtschaftsentwicklung be-
zeichnen derzeit etwa 29 %

der Handwerksbetriebe in Deutsch-
land ihre Geschäftslage als man-
gelhaft oder ungenügend. Investo-
ren und Konsumenten halten sich
derzeit stark zurück, während der
Irak-Krieg die Marktteilnehmer
gleichzeitig verunsichert hat. Durch
die immer noch rückläufigen rea-
len Bauinvestitionen in Deutsch-
land ist insbesondere in der Bau-
branche die Wirtschaftlage kritisch.
Nur 15,8 % bezeichnen ihre Ge-
schäftslage als gut oder sehr gut.
29,4 % bezeichnen ihre Situation da-
gegen als mangelhaft oder un-
genügend (Abb. 1). Zu dieser Er-
kenntnis kommt eine aktuelle
Studie, die der Verband der Vereine
Creditreform e. V., Neuss, erstellt
hat. Zu einer ähnlich negativen Ein-
schätzung der Geschäftslage im
Handwerk kommt der gemein-
schaftlich von Creditreform, Dta,
IfM Bonn, KfW und ZEW Mannheim
herausgegebene Mittelstandsmo-
nitor.

Aktuelle Umsatzentwicklung
weiter eingetrübt

Neben der allgemeinen Ge-
schäftslage berichten annähernd
die Hälfte (48,2 %) der deutschen
Handwerker von gesunkenen Um-
sätzen. 2002 waren es noch 43,2 %.
Nach eigenem Bekunden leiden die
Handwerker gleichzeitig unter
höheren Einkaufspreisen (59,6 %),
während etwa 34 % der Handwer-
ker selbst ihre Produkte und Dienst-
leistungen billiger anbieten als im
Vorjahr. Wirtschaftsexperten weisen
darauf hin, dass die Kombination
aus einem Konsumrückgang der
verunsicherten Verbraucher und
Preisnachlässen der Unternehmen
eine gefährliche Deflationsspirale
in Gang setzen kann, bei der trotz
sinkender Preise keine Nachfrage-

schen Handwerk etwas zu ent-
spannen: Zwar hat immer noch gut
jedes dritte Unternehmen (28,6 %)
mit hohen Forderungsausfällen von
mehr als einem Prozent im Ver-
hältnis zum Umsatz zu kämpfen, je-
doch nahm dieser Wert binnen Jah-
resfrist um 3,1 Prozentpunkte ab
und liegt damit auf dem Niveau
von 2000. Die schwache Wirt-
schaftsentwicklung zeigt sich al-
lerdings besonders stark an den In-
solvenzen: Insgesamt mussten im
vergangenen Jahr 4.100 Betriebe
aus dem Handwerk Unternehmens-
insolvenz anmelden. Dies sind 600
Betriebe bzw. etwa 17 % mehr als im
vergangenen Jahr. Hierbei beträgt
die relative Insolvenzhäufigkeit (In-
solvenzen je 10.000 Betriebe) im
Handwerk 48 – im Durchschnitt al-
ler Branchen sind dies 130. Und
auch gesamtwirtschaftlich errei-
chen die Insolvenzen 2002 einen
neuen Rekord: 82.400 Unterneh-
men und Privatpersonen melden In-
solvenz an, das ist eine Steigerung
von über 66 % gegenüber dem Vor-
jahr. Die Abnahme der Eigenkapi-

impulse ausgelöst werden. Auch an
den Arbeitsplätzen geht die schlech-
te Wirtschaftslage im Handwerk
nicht vorbei. Immerhin 44 % der
Handwerker mussten ihren Perso-
nalbestand verkleinern. In Ost-
deutschland waren es sogar 47,8 %.
Am Bau ist die Lage noch kritischer:
Über die Hälfte (etwa 53 %) hat Ar-
beitskräfte abgebaut. Nach Anga-
ben des Zentralverbandes des Deut-
schen Handwerks (ZDH) mussten
im vergangenen Jahr über 300.000
Stellen abgebaut werden. Angesichts
der schlechten konjunkturellen Per-
spektiven wollen die Handwerks-
betriebe das wirtschaftliche Risiko
so gering wie möglich halten. Nur
noch 33,5 % der Handwerksbetrie-
be sind bereit, Investitionen zu täti-
gen. Die überwiegende Mehrheit
(etwa 66 %) der Betriebe sind in ab-
sehbarer Zeit zu keinen Investitio-
nen bereit (Abb. 2).

Bedrohliche Zunahmen 
von Insolvenzen

Bei den Forderungsausfällen
scheint sich die Situation im deut-
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Die aktuelle Geschäftslage beurteilen Deutschlands Handwerker:

Abb. 1: Aktuelle Geschäftslage im Handwerk
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Planung eines Handwerkbetriebs.
Im Bereich der betriebswirtschaft-
lichen Auswertungen (BWA) wer-
den beispielsweise Fragen zum For-
derungsmanagement und Mahn-
wesen zu beantworten sein. Des
Weiteren werden Angaben zur Kos-
tenrechnung und zu den Vor- und
Nachkalkulationen erwartet. Zwar
werden die gesetzlichen Regelungen
erst 2006 greifen, die Banken müs-
sen jedoch zur Anerkennung ihrer
Scoring-Systeme einen Nachweis
über die zutreffende Einordnung
von Kredit-Risiken mit einer drei-
jährigen Anwendungsstatistik er-
bringen. Die Datenbasis dafür wird
bereits ab 2003 erhoben, d. h. Hand-
werksbetriebe tun gut daran, sich
bereits zum gegenwärtigen Zeit-
punkt mit den anstehenden Ände-
rungen in der Kreditvergabepraxis
vertraut zu machen. Der Neusser
Carl-Dietrich Sander, der sich auf die
Beratung von Handwerksbetrieben
spezialisiert hat, empfiehlt den Un-
ternehmern, sich in diesem Zu-
sammenhang auch mit der Kun-
denstruktur zu beschäftigen.
„Agieren am Markt bedeutet vor al-
lem, bei der Kundengruppenanalyse
stärker ins Detail zu gehen. Ein

Handwerker muss klar entschei-
den, welche Ressourcen er in wel-
che Gruppen stecken will“, sagt
Sander. Das Rating solle dabei stär-
ker als kommunikative Aufgabe ver-
standen werden, um Ertrags- und
Strategie-Lücken in Zusammenar-
beit mit der Hausbank zu schließen.
„Leider wird diese unliebsame Auf-
gabe nur allzu oft an den Steuer-
berater delegiert“, hat Sander be-
obachtet. Die derzeitige konjunk-
turelle Situation mit der Ressour-
cenbindung in der Krisenberatung
solle den Blick auf die mittelfristi-
ge Entwicklung und die latenten Un-
terstützungsbedürfnisse der Be-
triebe nicht verstellen. Hierbei spiele
die Hausbank eine kaum zu unter-
schätzende Rolle.

Mittelstand mit dem Service
ihrer Hausbank zufrieden

Nach dem Verhältnis zu ihrer
Hausbank gefragt, geben denn auch
mehr als zwei Drittel der von Cre-
ditreform Befragten (68,9 %) an,
dass sie mit dem Service ihrer Haus-
bank zufrieden sind. Das Drittel
der „Unzufriedenen“ spürt bereits
die sich verändernden Konditio-
nen: etwa 44 % bemängeln Proble-
me bei der Kreditvergabe, 24 % sind
die Kreditkonditionen zu teuer und
22 % beklagen eine unzureichende
Kundenbetreuung. Tatsächlich war
die reale Kreditvergabe im vergan-
genen Jahr rückläufig. Das Volu-
men der geschätzten Kreditneu-
zusagen an Unternehmen und
Selbständige sank – basierend auf
Berechnungen der Kreditanstalt
für Wiederaufbau (KfW) –  ge-
genüber 2002 um 2,4 %. Einerseits
dürfte hierfür eine zunehmend ri-
sikoorientiertere Kreditvergabe-
praxis der Banken vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden In-
solvenzzahlen verantwortlich sein.
Andererseits gilt es aber auch, die
derzeit schlechten Zukunftsaus-
sichten zu berücksichtigen, zumal
die meisten Handwerksbetriebe für

talquote mittelständischer Hand-
werksbetriebe geht Hand in Hand
mit den gestiegenen Insolvenzahlen.
Über eine ausreichende Eigenmit-
teldecke von mehr als 30 % im Ver-
hältnis zur Bilanzsumme verfügen
nur 11,5 % der befragten Unter-
nehmen, binnen Jahresfrist kommt
dies einer Abnahme von 2,7 Pro-
zentpunkten gleich. Einen Einbruch
erlebten die ostdeutschen Betrie-
be: Nur 5,6 % verfügen über eine ge-
sunde Eigenkapitaldecke, im letzten
Jahr waren es noch 14,3 %. Diese Ent-
wicklung ist ein Zeichen dafür, dass
in der eingetrübten Wirtschaftsla-
ge zunehmend die Eigenmittel zum
Nachteil der Stabilität eines Unter-
nehmens aufgezehrt werden. Nicht
nur vor dem Hintergrund der neu-
en Baseler Eigenkapitalüberein-
kunft (Basel II) ist diese Entwicklung
auf Dauer nicht tragbar. Hand-
werksbetriebe werden sich künftig
auf mehr Transparenz einrichten
müssen. Bankinterne Rating-Syste-
me untersuchen nach Aussage der
kreditwirtschaftlichen Verbände in
naher Zukunft u. a. die wirtschaft-
lichen Verhältnisse, die Kon-
toführung, den Markt, das Unter-
nehmen/Management und die
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Abb. 2: Investitionsbereitschaft im deutschen Handwerk



03/2003 RATINGaktuell 13

die künftige Umsatzentwicklung
nur wenig Aussicht auf Besserung
sehen. Etwa 43 % befürchten, dass
ihre Umsätze sinken werden,
während nur etwa 12 % von stei-
genden Umsätzen ausgehen. Ge-
trübt sind auch die Erwartungen
hinsichtlich der Entwicklung der
Erträge. Neben einbrechenden Auf-
tragseingängen sind insbesondere
auch hohe Kostenbelastungen für
die schwachen Ertragserwartun-
gen verantwortlich. Eher skeptisch
beurteilen die Handwerker bislang
auch die staatlichen Förderungs-
maßnahmen. 

Finanzierung durch 
die Hausbank

Die angestrebte Minimalbe-
steuerung und begrenzten Buch-
führungspflichten für Existenz-
gründer und Kleinstunternehmer
geht vielen offenbar nicht weit ge-
nug. Außerdem sollen die Hand-
werksordnung modernisiert und
junge Gründer von Beiträgen an
die Industrie- und Handelskam-
mern und Handwerkskammern in
den ersten vier Jahren befreit wer-
den. Die Handwerker in Deutsch-
land sehen diese Mittelstandsof-
fensive eher skeptisch: Etwa 73 % der
Befragten glauben nicht an eine Be-
lebung ihrer Geschäfte. Zuspruch er-
hält jedoch der Vorschlag, die Steu-
er- und Abgabenlast auf unter 40 %
zu senken. Positive Signale ver-
spricht die Entwicklung des Ge-
schäftsklima-Indexes des Ifo-Insti-
tuts. Der Ifo-Index für Westdeutsch-
land hat sich bereits im Januar
leicht verbessert, während er in den
sieben Vormonaten sank. Für Ost-
deutschland verbesserte sich die
Stimmung sogar bereits den dritten
Monat in Folge. Da die Mehrheit der
Handwerksunternehmen bei der
Finanzierung nach wie vor auf die
Kreditvergabe durch die Banken an-
gewiesen ist, scheint es ratsam, be-
reits jetzt die Weichen für eine er-
folgreiche Zukunft zu stellen.

Banken sind risikobewusster als
in der Vergangenheit und fordern
eine höhere Transparenz. „Da lohnt
es sich, mit der Hausbank das Ge-
spräch zu suchen und zu klären,
welche Punkte wichtig sind, und
sich neutral auf das Rating einzu-
stellen“, rät Dr. Matthias Müller-
Reichart, Professor für Risiko-Ma-
nagement an der Fachhochschule
Wiesbaden und selbst Eigentü-
mer eines Handwerksbetriebs in
Würzburg. Beim internen Rating
könnten die Banken dem Hand-
werksunternehmen wertvolle Hil-
fe in Form einer Unternehmens-
beratung bieten, die im Preis des
Kredits mit enthalten ist, indem
sie seine Ist-Situation beurteilen,
ihm einen professionellen Spiegel
vorhalten und Feedback geben,
meint Müller-Reichart. „Ein Un-
ternehmen muss sozusagen eine
theoretische Bereinigung des Mark-
tes durchspielen. Es muss an der
Schwäche arbeiten und Konse-
quenzen aus dem Rating-Ergebnis
ziehen.“ Basel II, glaubt Müller-
Reichart, könne hier helfen, die
Qualität der Wirtschaft zu verbes-
sern. Wie auch jene Handwerks-
kollegen, die sich schon jetzt in-
tensiv mit dem Thema „Rating“
befasst haben, sieht Müller-Reich-
art das Bonitätsprüfungsverfahren
durch und durch positiv. 

Öffentliche Zahlungsmoral
schlecht

Eher negativ beurteilen die Mit-
telständler hingegen vor allem die
Zahlungsmoral und das Zah-
lungsverhalten ihrer Kunden. So
zahlt etwa nur jede zweite Ge-
meinde oder Stadt ihre Handwer-
kerrechnung pünktlich innerhalb
von 30 Tagen. Nach Meinung des
ZDH sollten insbesondere die
Druckmittel auf die öffentliche
Hand verstärkt werden. „Es geht
nicht an, dass die öffentliche Hand
die Unternehmen als Finanzie-
rungsinstrument benutzt“, so ZDH-

Präsident Dieter Philipp gegenüber
dieser Zeitschrift. Nach und nach
zeigt sich offenbar, dass so man-
cher Handwerker Basel II eher als
einen Vorwand für eine schlechte
Betriebsführung anführt. Durch
Basel II werde es keine Benachtei-
ligung der Handwerksunterneh-
men geben, meint auch Philipp.
Die Unternehmer müssten viel-
mehr dem kaufmännischen Be-
reich mehr Gewicht geben und die
Kommunikation mit den Kredit-
instituten intensivieren. 

Gesprächsansätze 
richtig wählen

Wie man hier den richtigen Ge-
sprächsansatz wählt, die richtige
Perspektive findet und mit mög-
lichst vielen Crossreferenzen, 
d. h. einer Mischung aus profes-
sioneller Berater-Methodik und in-
terner Informationsfülle, arbeitet,
weiß der Bonner Führungsberater
Dr. Hans-Adam Pfromm. Er hat ei-
ne Orientierungshilfe für Unter-
nehmensführung im Rahmen von
Basel II erarbeitet, die Aufschluss
darüber gibt, wie eine überprüf-
bare und nachvollziehbare Be-
standaufnahme nicht nur durch-
geführt, sondern dem Kredit-
institut auch bestmöglich kom-
muniziert werden kann. „Die Be-
triebsleitung ist gut beraten, recht-
zeitig die Initiative zu ergreifen
und Unterlagen erstellen zu lassen,
mit denen sie Status und Ent-
wicklung des Managements do-
kumentieren kann“, sagt Pfromm.
Dabei solle sich der Unternehmer
jedoch nicht mit dem Status Quo
zufrieden geben, sondern umge-
hend Maßnahmen ergreifen, die
Betriebsführung auf ein voll wett-
bewerbsfähiges Niveau zu bringen.
Damit sei der Weg vorgezeichnet
zu einem auch für Externe nach-
vollziehbaren Management, das
die eigene Kompetenzentwicklung
gleichsam nach außen zu doku-
mentieren versteht. ■

T I T E L
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Folgen für die rund 850.000 Hand-
werksbetriebe. Sie stehen mit dem
Rücken zur Wand. Seit nunmehr
fünf Jahren sinken Umsätze und
Auftragsbestände der Betriebe in
dramatischer Weise – um minus 
5 % im vergangenen Jahr. Alle Ge-
werbegruppen sind vom anhalten-
den Nachfrage-Einbruch betroffen.
Auch können wir kaum noch Ent-
wicklungsunterschiede des Hand-
werks in den einzelnen Regionen

feststellen. Folglich mussten viele Be-
triebe auf notwendige Investitio-
nen verzichten, was ihre Zu-
kunftssicherung gefährdet. Hinzu
kommt: Sie haben allein im Jahr
2002 mehr als 300.000 Mitarbeiter
verloren. In den vergangenen fünf
Jahren hat der zweitgrößte Wirt-
schaftsbereich in Deutschland über
eine Million Mitarbeiter verloren.
Und das, obwohl das Handwerk wie
kein anderer von der Leistungs-

T I T E L

RATINGaktuell: Herr Philipp,
Herr Schleyer, immer mehr mittel-
ständische Handwerksbetriebe be-
urteilen ihre derzeitige Situation
und Geschäftslage als unbefriedi-
gend. Teilen Sie diese Einschätzung
mit Blick auf die Mitglieder in Ihrem
Verband?

Philipp: Mit großer Sorge be-
trachten wir die binnenwirt-
schaftliche Entwicklung und die

„Durch Basel II gibt es keine
Benachteiligung von Handwerks-
unternehmen“

Interview mit Dieter Philipp, Prä-
sident des Zentralverbandes des
Deutschen Handwerks (ZDH), und
Hanns-Eberhard Schleyer, ZDH-
Generalsekretär
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stärke und dem Engagement sei-
ner Mitarbeiter lebt. Ein Ende der
Talfahrt ist leider immer noch nicht
abzusehen. Gründe sind u. a. der
durch Steuererhöhungen verur-
sachte kräftige Kaufkraftentzug bei
den Konsumenten, der sich zum
Jahresbeginn 2003 noch einmal ver-
stärkt hat, außerdem zusätzliche
Kostenbelastungen gerade für die
kleinen und mittleren Unterneh-
men und die fortgesetzte Krise am
Bau. Fast noch schlimmer ist: Durch
den Zickzackkurs der Politik haben
die Unternehmen das Vertrauen in
die Politik verloren. Deshalb ver-
abschieden sich auch immer mehr
gesunde Betriebe still und heim-
lich vom Markt. Sie ziehen damit die
Notbremse, bevor auch die letzte
Substanz aufgebraucht ist. Wie groß
die Enttäuschung bei den Hand-
werkern ist, das haben nicht zu-
letzt die Demonstrationen und Mas-
sen-Kundgebungen des Handwerks
in allen Teilen des Landes in den er-
sten Wochen dieses Jahres gezeigt.

RATINGaktuell: Der ZDH ist
nicht der einzige Vertreter mittel-
ständischer Interessen. Wäre es in
zentralen politischen Fragen nicht
sinnvoll, gemeinsam mit den an-
deren großen Verbänden aufzutre-
ten, etwa dem Einzelhandel?

Schleyer: Genau das haben wir
getan. Auf unsere Initiative hin wur-
de im vergangenen Jahr die Aktion
„Mittelstand macht mobil“ ins Le-
ben gerufen. Wir haben dazu den
Schulterschluss der gesamten mit-
telständischen Wirtschaft organi-
sieren können. Ziel dieser Aktion ist
es, die Anliegen des Mittelstandes
noch deutlicher und kraftvoller zur
Sprache zu bringen. In einer breit
angelegten Unterschriftenaktion
haben Mittelständler ihre Stimme
für bessere Rahmenbedingungen,
für weniger Steuer, weniger Abga-
ben und weniger Bürokratie abge-
geben. Über 250.000 Unterschrif-

ten wurden den Vertretern der Bun-
desparteien in Berlin nach der Bun-
destagswahl übergeben, um sie auf-
zufordern, ihren Sonntagsreden
zum Mittelstand auch am Montag
Taten folgen zu lassen. Denn der Mit-
telstand ist Motor der wirtschaftli-
chen Leistungskraft unseres Lan-
des: Über 90 % aller Unternehmen
in Deutschland sind mittelstän-
disch strukturiert. Sie beschäftigen
70 % aller Arbeitnehmer und bilden
80 % aller Lehrlinge aus. Dieser
enormen Bedeutung des Mittel-
standes muss die Politik Rechnung
tragen. Der Mittelstand gehört in
den Mittelpunkt der politischen
Entscheidungen.

RATINGaktuell: Deutsche Mit-
telständler weisen eine relativ ge-
ringe Eigenkapitalquote von weni-
ger als 18 % auf, annähernd 40 % der
Unternehmen sind unterkapitali-
siert. Diese unzureichende Eigen-
kapitalausstattung ist mit ver-
schiedenen Risiken verbunden: Zum
einen werden Unternehmen anfäl-
lig bei Liquiditätsengpässen, zum
anderen ist der Bedarf an Fremd-
mitteln hoch. Welche Möglichkei-
ten bieten sich dem Mittelstand zur
Stärkung der Eigenkapitalbasis?

Philipp: Bedingt durch die Krise
am Binnenmarkt hat das Handwerk
in den vergangenen Jahren von der
Substanz gelebt. Die Selbstfinan-
zierung der Betriebe aus Gewinnen
war damit kaum, häufig überhaupt
nicht mehr möglich. Die Eigenka-
pitaldecke wird immer dünner. Des-
halb ist es zuallererst Aufgabe einer
zielgerichteten Finanzpolitik des
Bundes, Gewinne und damit die
Bildung von Eigenkapital zuzulas-
sen. Allerdings beobachten wir
auch, dass die Kreditinstitute mit
der Kreditvergabe an den Mittel-
stand immer restriktiver werden.
Darum sollten Handwerksunter-
nehmen alle Formen von Beteili-
gungsfinanzierungen in Betracht

ziehen. Vielen Unternehmen ist je-
doch der Zugang zu diesem In-
strumentarium auf Grund der
strukturellen Besonderheiten ver-
wehrt. Hier wäre zu prüfen, inwie-
fern das bestehende Instrumen-
tarium der mittelständischen
Beteiligungsgesellschaften bzw. das
DtA-Eigenkapitalhilfe-Förderpro-
gramm umstrukturiert werden
könnte.

RATINGaktuell: Die Diskussion
um die neue Baseler Eigenkapi-
talübereinkunft (Basel II) wurde all-
zu oft von Diskussionen um den an-
geblichen Rückzug der Banken aus
der Mittelstandsfinanzierung be-
gleitet. Dies führt nach wie vor zu
Irritationen. Eine Versachlichung ist
hier dringend erforderlich. Welche
Chancen und Risiken sehen Sie
durch Basel II?

Schleyer: Der ZDH weist bereits
seit Beginn der Diskussionen zu Ba-
sel II im Jahr 1999 darauf hin, dass
der Rückzug der Banken aus dem
Kreditgeschäft mit kleinen und
mittleren Unternehmen in keinem
Zusammenhang mit Basel II steht.
Diese Argumentation wurde von
Teilen der Kreditwirtschaft als Be-
gründung für den Rückzug aus dem
Geschäftsfeld Mittelstandsfinan-
zierung herangezogen. Gleichwohl
bleibt festzustellen, dass insbeson-
dere kleine Unternehmen zuneh-
mend Probleme haben, Kredite zu
erhalten. Dies belegt u. a. auch die
jüngste Umfrage der KfW. Danach
erhielten 31,3 % der Unternehmen
mit einem Umsatz bis zu 1 Mio. 2,
die einen Kredit nachgefragt hatten,
eine Absage. Basel II in der Ur-
sprungsform hätte verheerende Aus-
wirkungen gehabt. Durch die zwi-
schenzeitlich erreichten wesent-
lichen Änderungen wird es zu-
mindest durch Basel II direkt keine
Benachteiligung der Handwerks-
unternehmen geben. Allerdings
müssen die Unternehmer zukünf-

T I T E L
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tig dem kaufmännischen Bereich
mehr Gewicht geben und die Kom-
munikation mit den Kreditinstitu-
ten intensivieren. Mit zahlreichen
Schulungsangeboten bereitet die
Handwerksorganisation die Unter-
nehmer zurzeit auf die veränderte
Situation vor. Neben einigen De-
tails, die in Bezug auf Basel II noch
zu ändern sind, hoffen wir, dass
die Kreditwirtschaft die Vorteile,
die sich aus einer reduzierten Ei-
genkapitalunterlegungspflicht er-
geben, auch in Form reduzierter
Konditionen an ihre Kunden weiter-
geben wird. Zudem gehen wir natür-
lich davon aus, dass die Transpa-
renz, die von den Kunden erwartet
wird, auch seitens der Kreditinsti-
tute an den Tag gelegt wird.

RATINGaktuell: Wie wird sich
die Beziehung zwischen Banken
und mittelständischen Hand-
werksbetrieben in der Folge von Ba-
sel II verändern?

Philipp: Die Kunde-Bank-Bezie-
hung wird intensiviert, da die Un-
ternehmer regelmäßig relevante
Unternehmensinformationen an
ihre Bankbetreuer weitergeben soll-
ten, um ein entsprechendes Rating-
Ergebnis zu erhalten. Denn: Infor-
mationen, die den Bankbetreuern
nicht vorliegen, können im Rating
nicht berücksichtigt werden. 

RATINGaktuell: Handeln Ban-
ken nicht marktwirtschaftlich
nachvollziehbar, wenn sie künftig
Kredite nur noch risikoadjustiert an-
bieten?

Schleyer: Bereits heute – ohne
Basel II – sollten die Risiko-Kosten
(neben den Refinanzierungs-, Be-
arbeitungs- und Eigenkapitalkos-
ten) im Zinssatz kalkuliert sein.
Allerdings fehlen nach Aussagen
der Kreditwirtschaft vielfach die
Möglichkeiten, diese Risiko-Kosten
exakt zu ermitteln oder das Ver-

fahren gestaltet sich zu aufwändig
und treibt die Betriebskosten in die
Höhe. Deshalb wurden Risiko-Kos-
ten oftmals pauschal veranlagt.
Durch die mit Basel II verbundene
Verpflichtung, Rating-Systeme zur
exakten Ermittlung des Risikos zu
entwickeln und einzuführen, sind
diese Möglichkeiten künftig gege-
ben. Wir wehren uns nicht dagegen,
dass Risiko-Kosten erhoben werden.
Aber wir akzeptieren nicht, wenn
die Kreditinstitute kleine Unter-
nehmen automatisch mit höherem
Risiko gleichsetzen. Außerdem soll-
ten Risiko-Kosten auch gegenüber
dem Kreditnehmer eindeutig be-
legbar sein und kommuniziert wer-
den, um auszuschließen, dass ver-
meintliche Risiko-Kosten erhoben
werden, diese aber in Wirklichkeit
zur Steigerung der Eigenkapital-
rentabilität dienen.

RATINGaktuell: Was kann ein
Mittelständler tun, um sein Rating
zu verbessern?

Philipp: Obwohl subjektive Fak-
toren zukünftig eine wesentlich
größere Rolle beim Rating spielen
werden, ist das Finanz-Rating Haupt-
bestandteil der Unternehmensana-
lyse. Das heißt für die Unterneh-
men, zeitnah Bilanzen vorlegen zu
können. Die Unternehmen sollten
wissen, welche Kennzahlen auf Ba-
sis der Bilanz für die Kreditinstitu-
te von besonderem Interesse sind,
um diese durch Änderungen im
Unternehmen steuern zu können 
(z. B. Änderungen der Finanzie-
rungsstruktur). Hinzu kommt, dass
das Kontoverhalten genauestens
analysiert werden sollte. So sind 
z. B. ungenehmigte Überziehun-
gen, Lastschriftrückgaben bzw. ein
Saldo immer kurz unter dem Kre-
ditlimit unbedingt zu vermeiden. In
diesem Zusammenhang spielt auch
die Einbeziehung von Planungsin-
strumenten (Liquiditätsplan, Um-
satzplan, Finanzplan) eine sehr

große Rolle. Diese Liste könnte ich
noch eine Weile fortführen. Ich
kann den Unternehmen nur emp-
fehlen, unbedingt Kontakt zu ihrer
Handwerkskammer oder ihrem
Fachverband aufzunehmen. Dort
werden entsprechende Seminare
angeboten, in denen etwa die Mög-
lichkeiten des PreRatings vorgestellt
werden.

RATINGaktuell: Im internatio-
nalen Vergleich weist der deutsche
Mittelstand eine sehr hohe Fremd-
verschuldung aus. Die Zinsen sind
dabei auf einem sehr niedrigen Ni-
veau. Moderne Finanzierungsin-
strumente als Alternative zum klas-
sischen Bankkredit sind im
Handwerk aber bislang unterre-
präsentiert. Was sind hierfür die
Gründe?

Schleyer: Auf die Probleme be-
züglich der Beteiligungsfinanzie-
rung habe ich bereits hingewiesen.
Eine weitere Alternative wäre z. B.
das Factoring, welches im Hand-
werk bislang de facto jedoch keine
Rolle spielt. Dies liegt insbesonde-
re an den vorgegebenen Umsatz-
hürden, an der Notwendigkeit, kei-
ne einredebehafteten Forderungen
vorzuweisen sowie an den Kosten.
Dabei ermöglicht das Factoring dem
Unternehmen eine umsatzkon-
gruente Finanzierung. Dadurch,
dass an die Stelle ungewisser Zah-
lungseingänge tatsächliche Zah-
lungseingänge treten, mit denen
Verbindlichkeiten vermieden bzw.
bestehende Verbindlichkeiten ra-
scher getilgt werden können, kann
das Factoring auch positive Aus-
wirkungen auf das Rating des Un-
ternehmens im Zusammenhang
mit Basel II haben. Um das Factoring
auch für Handwerksunternehmen
nutzbar zu machen, hat der ZDH be-
reits im vergangenen Jahr einen Ar-
beitskreis ins Leben gerufen. Zu-
dem unterstützen wir ein vom RKW
Nordrhein-Westfalen initiiertes, viel-
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versprechendes Projekt, damit die-
ses Verfahren insbesondere auch
auf die neuen Bundesländer aus-
gedehnt werden kann.

RATINGaktuell: Welche Chan-
cen bietet der Kapitalmarkt für
den Mittelstand?

Philipp: Der Kapitalmarkt spielt
für Handwerksunternehmen keine
Rolle. Ich mache das einmal an Un-
tersuchungsergebnissen der KfW
deutlich. Demnach nutzen ledig-
lich 0,8 % der Unternehmen mit ei-
nem Jahresumsatz bis zu 1 Mio. 2
derivative Instrumente. Lediglich
0,5 % dieser Unternehmen haben
den Gang an den Kapitalmarkt be-
reits vollzogen. Dagegen schließen
94,4 % den Gang an den Kapital-
markt auch für die Zukunft aus. Für
die Wahl der Finanzierungsin-
strumente ist für kleine Unter-
nehmen entscheidend, dass diese
schnell verfügbar, f lexibel ein-
setzbar und mit einem geringen fi-
nanziellen Aufwand verbunden
sind. Diese Kriterien treffen jedoch
in der Regel nicht auf Kapital-
marktprodukte zu.

RATINGaktuell: Hermann
Sturm, Präsident der Union Mit-
telständischer Unternehmen e. V.
(UMU), hat jüngst die Einführung
einer steuerfreien Kreditrücklage
für mittelständische Unternehmen
vorgeschlagen. Gewinne bis zu ei-
ner Obergrenze von 100.000 2 sol-
len dort eingestellt und in fünf
Schritten à maximal 20.000 2 auf-
gebaut werden. Dadurch könnte
die Eigenkapitalbasis und damit
auch die Finanzierungskonditio-
nen für Fremdkapital verbessert
werden. Was halten Sie von einem
solchen Modell?

Schleyer: Dieser Vorschlag geht
nicht weit genug. Insgesamt muss
die Gesetzgebung dahin gehend
geändert werden, dass die Thesau-

rierung von Gewinnen und damit
die Erhöhung des Eigenkapitals be-
lohnt wird. Allerdings sei hier noch
einmal angemerkt, dass auf Grund
der konjunkturellen Entwicklung
derzeit kaum Gewinne in ausrei-
chendem Maße erzielt werden.

RATINGaktuell: Die Bundesre-
gierung will sich nun offenbar stär-
ker um den Mittelstand kümmern,
wie etwa die „Offensive für den
Mittelstand“ zeigt. Welche Maß-
nahmen müssen jetzt von Seiten
der Bundesregierung ergriffen wer-
den?

Schleyer: Die anhaltende Krise
am Binnenmarkt und immer wei-
ter steigenden Arbeitslosenzahlen
erfordern ein Gesamtkonzept für
mehr Wachstum und Beschäfti-
gung. Einen wirklichen Schritt vor-
wärts wird Deutschland nur ma-
chen können, wenn in allen
wachstumsrelevanten Politikfel-
dern ein klarer Kurs festgesteckt
wird. Dieser Kurssetzung müssen
dann unverzüglich Taten folgen, da-
mit Bürger und Betriebe wieder
das Vertrauen in die Politik, ihre
Handlungsfähigkeit und Verläss-
lichkeit zurückgewinnen. Gerade
die beschäftigungsintensiven klei-
nen und mittleren Betriebe leiden
unter den hohen Belastungen
durch Steuern und Abgaben. Hier
kann es daher nur eine Zielrich-
tung geben: Runter mit den Steu-
ern; runter mit den Lohnzu-
satzkosten – und zwar durch
grundlegende und nachhaltig wir-
kende Reformen der sozialen Si-
cherungssysteme! Aber auch die
verkrusteten Strukturen am Ar-
beitsmarkt und im Arbeitsrecht
gehören auf die politische Agenda.
Hier bleiben die Vorschläge der
Hartz-Kommission weiter Hand-
lungsauftrag für die Bundesregie-
rung. Rasch angegangen werden
muss zudem der Abbau von Büro-
kratie. Dazu bietet etwa die sog. Mit-

telstandsinitiative einen guten An-
satzpunkt. Denn: Wenn die Bun-
desregierung Wachstum und Be-
schäftigung anschieben will, dann
muss sie vor allem den Mittelstand
stärken.

RATINGaktuell: Wer kann den
Mittelstand beim Thema Rating
unterstützen?

Philipp: Dieses Thema kann nur
in enger Zusammenarbeit zwi-
schen der Wirtschaft und der Kre-
ditwirtschaft zum beiderseitigen
Vorteil bearbeitet werden. Eine gute
Vorbereitung der Unternehmen
auf das Rating liegt nicht nur im
Interesse der Unternehmen selbst,
sondern auch im Interesse der
Hausbanken. So werden z. B. zu
den bereits erwähnten Vorberei-
tungsseminaren für die Unter-
nehmen regionale Bankenvertre-
ter eingeladen, um die Rating-
Systeme ihrer Kreditinstitute vor-
zustellen. Aber auch auf Seiten der
Politik ist zumindest bei diesem
Thema ein breites Interesse er-
kennbar.

RATINGaktuell: Was kann ein
Rating – unabhängig von Basel II
– einem Mittelständler bringen?

Philipp: Durch ein objektiv
durchgeführtes Pre-(Selbst-)Rating
bzw. durch das den Unternehmern
von den Kreditinstituten aus-
gehändigte Rating-Profil, das etwa
bei den Sparkassen standardmäßig
erfolgen soll, kann ein Unterneh-
mer die Stärken und Schwächen
seines Unternehmens feststellen.
Ein Rating stellt eine Standortbe-
stimmung des Unternehmens dar.
Es gibt somit Ansatzpunkte, wie das
Rating verbessert werden kann.
Aufgedeckte Schwachstellen und
Handlungsfelder bieten eine Chan-
ce zur Verbesserung. Ein Rating
sollte deshalb nicht als einmalige
Aktion zur Ermittlung einer Note
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verstanden werden, sondern als
kontinuierlicher Prozess zur Be-
urteilung und Weiterentwicklung
eines Unternehmens.

RATINGaktuell: Welche Strate-
gie würden Sie einem Mittel-
ständler mit auf den Weg geben,
um sich bereits jetzt auf die an-
stehenden Änderungen vorzube-
reiten?

Philipp: Zuallererst muss er sich
so umfassend wie möglich infor-
mieren – sei es über die Hand-
werksorganisation oder über das
Internet. Danach sollten die Un-
ternehmer ein „Selbst-Rating“
durchführen, um ihr Unterneh-
men selbst zu beurteilen. Erfor-
derlich ist darüber hinaus ein Ge-
spräch mit der Hausbank über
deren Rating-Kriterien und darü-
ber, welche zusätzlichen Informa-
tionen für ein bankinternes Rating
beigebracht werden sollten. Bei die-
sem Gespräch sollte auch in Er-
fahrung gebracht werden, wie das
Unternehmen in welchen Berei-
chen geratet wurde. Daraus erge-
ben sich für den Unternehmer In-
formationen, wo Handlungsbedarf
besteht. Ausgehend davon sollte
dann ein Plan erarbeitet werden,
wie und wann dringend notwen-
dige Maßnahmen umzusetzen
sind. Dafür können die Unterneh-
mer natürlich auch die Hilfe von
Beratern, z. B. der Handwerks-
kammern, in Anspruch nehmen.

RATINGaktuell: In welcher Form
ist der ZDH direkt oder indirekt in
den Baseler Konsultationsprozess
involviert?

Schleyer: Der ZDH ist seit Be-
ginn in den Diskussionsprozess
eingebunden; nicht zuletzt auch
auf Grund unserer fachlich ausge-
wogenen Argumentation. Bislang
fanden zahlreiche Gespräche mit
Vertretern der Politik, der Aufsichts-

behörden sowie der Europäischen
Kommission statt. Wir haben uns
bei den Anhörungen im Finanz-
ausschuss des Bundestages einge-
bracht sowie auch in entspre-
chende Arbeitskreise auf nationaler
und europäischer Ebene. Und
natürlich haben wir auch unsere
Stellungnahmen zu den bislang
vorgelegten Konsultationspapie-
ren des Baseler Ausschusses und der
Europäischen Kommission vorge-
legt. So konnten einige Fehlent-
wicklungen zu Lasten des Mittel-
standes verhindert werden.

RATINGaktuell: Immer wieder
ist eine deutsche Mittelstandsbank
in der Diskussion. Welche Chancen
sehen Sie für den Mittelstand in ei-
nem solchen Institut?

Schleyer: Die Zusammen-
führung der von beiden Förderin-
stitutionen für den Mittelstand vor-
gehaltenen Förderprogramme
kann dazu beitragen, die Über-
sichtlichkeit der Förderlandschaft
für mittelständische Unternehmen
zu erhöhen. Antragsverfahren kön-
nen verkürzt werden. Allerdings
wäre es für die Effizienz der Mit-
telstandsförderung wenig ziel-

führend, wenn durch die Ver-
schmelzung der DtA mit der KfW
die Möglichkeiten der Entwicklung
unterschiedlicher Ansätze, wie sie
in der Vergangenheit z. B. im Be-
reich der Beteiligungsfinanzierung
erfolgten, auf Grund der zukünf-
tigen Existenz nur eines Förderin-
stitutes des Bundes eingeschränkt
würden. Deshalb hoffen wir, dass
die Mittelstandsbank zumindest
mit eigenständigen Organisati-
onsstrukturen ausgestattet und sie
sich in dieser Hinsicht von den
übrigen Ressorts der KfW deutlich
abgrenzen wird. Dem angekün-
digten Mittelstandsrat ordnen wir
als dem nach KfW-Gesetz zu ver-
ankernden Exekutivorgan eine ho-
he Bedeutung zu. Auf Grund der er-
heblichen Finanzierungsprobleme
und besonderen Strukturen in der
Handwerkswirtschaft gehen wir
davon aus, dass das Handwerk über
eine Mitgliedschaft im Mittel-
standsrat berücksichtigt wird.

RATINGaktuell: Herr Philipp,
Herr Schleyer, wir danken Ihnen für
dieses Interview. ■

Die Fragen stellten Dr. Stefan Hirsch-

mann und Frank Romeike.
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